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Geſetzblatt 
für die Freie Stadt Danzig 


Nr. 11 Ausgegeben Danzig, den 1. April 1926 


29 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
Geſetz 
über den Vergleich zur Abwendung des Konturſes. Vom 30. 3. 1926. 


I. Allgemeine Vorſchriften. 


8 1. 

Ein Schuldner kann, ſobald die fachlichen Vorausſetzungen zur Eröffnung des Konkurſes über fein 
Vermögen nach den Beſtimmungen der Konkursordnung vorliegen, zur Abwendung des Konkurſes bei dem 
Gericht die Eröffnung des gerichtlichen Vergleichsverfahrens beantragen, ſolange noch nicht das Konkurs— 
verfahren eröffnet iſt. j 

Die Entſcheidung über einen Antrag auf Eröffnung des Konkursverfahrens iſt bis zur Entſcheidung 
über den Antrag auf Eröffnung des Vergleichsverfahrens, und wenn dieſes eröffnet wird, weiterhin bis zur 
Beendigung des Vergleichsverfahrens ausgeſetzt. 

Für das Vergleichsverfahren iſt das für das Konkursverfahren zuſtändige Gericht ausſchließlich 
zuſtändig. 

8 2. 


Auf das Verfahren finden die Vorſchriften der Zivilprozeßordnung entſprechende Anwendung, ſoweit 
ſich aus dieſem Geſetz nichts anderes ergibt. 

Die Entſcheidungen können ohne vorgängige mündliche Verhandlung ergehen. 

Zuſtellungen erfolgen von Amts wegen und zwar durch Aufgabe einer Abſchrift, die nicht beglaubigt 
zu ſein braucht, zur Poſt mit der Bezeichnung „Einſchreiben“. Zuſtellungen an eine Perſon mit unbekanntem 
Aufenthalt geſchehen an einen im Inland wohnenden Zuſtellungsbevollmächtigten. Iſt ein ſolcher dem Gericht 
nicht bekannt, fo finden die 88 6 und 7 des Geſetzes über die Zwangsverſteigerung und die Zwangsverwal— 
tung vom 24. März 1897 entſprechende Anwendung. f 

Das Gericht hat alle zur Aufklärung der das Verfahren betreffenden Verhältniſſe erforderlichen Er— 
mittelungen anzuſtellen. 

Entſcheidungen des Gerichts können nur angefochten werden, ſoweit dieſes Geſetz die Anfechtung zuläßt. 


§ 3. 

An dem Vergleichsverfahren ſind beteiligt diejenigen Gläubiger, die im Falle der Eröffnung des Kon— 
kursverfahrens an Stelle des Vergleichsverfahrens als nicht bevorrechtigte Konkursgläubiger an dem Konkurs⸗ 
verfahren beteiligt wären, ſoweit ſie in dem von dem Schuldner eingereichten Gläubigerverzeichnis angeführt 
oder infolge nachträglicher Ergänzung dieſes Verzeichniſſes darin enthalten ſind. 

An dem Vergleichsverfahren ſind auch ſolche Gläubiger beteiligt, die während der letzten dreißig Tage 
vor der Zulaſſung des Antrags auf Eröffnung des Vergleichsverfahrens oder nach der Zulaſſung des An— 
trags ein Recht erworben haben, das ſie im Falle des Konkurſes zur Ausſonderung oder zur abgeſonderten 
Befriedigung berechtigen würde. Ein ſolches Recht gilt für das Vergleichsverfahren als nicht erworben. 

Die Vorſchriften des Abſatzes 2 finden keine Anwendung, wenn und inſoweit das Recht in Erfüllung 
einer früher als dreißig Tage vor der Zulaſſung des Antrags auf Eröffnung des Vergleichsverfahrens ent- 
ſtandenen, nicht auf einer Freigebigkeit beruhenden Verpflichtung gewährt iſt, oder, wenn und inſoweit das 
Recht vor der Zulaſſuug des Antrags auf Eröffnung des Vergleichsverfahrens gegen Gewährung eines 
Kredits eingeräumt iſt, in Bezug auf die Forderung aus dieſer Kreditgewährung. 

Die Vorſchriften der 88 5, 64 bis 70 der Konkursordnung finden entſprechende Anwendung. 

Eine Aufrechnung iſt unzuläſſig, inſoweit ſie nicht erfolgen dürfte, wenn das Konkursverfahren an 
Stelle des Vergleichsverfahrens eröffnet wäre. i 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 9. 4. 1926.) 
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II. Zulaſſung und Eröffnung des Verfahrens. 
8 4. 8 

Der Antrag auf Eröffnung des Vergleichsverfahrens muß einen beſtimmten Vergleichsvorſchlag 
enthalten. 

Dem Antrage ſind beizufügen: 

1. ein Verzeichnis der Gläubiger; 
2. ein Verzeichnis der Schuldner; 
3. eine Überſicht des Vermögensſtandes des Schuldners und, wenn er Kaufmann iſt, die letzte 
Bilanz; 
4. die Erklärung des Schuldners, daß er bereit ſei, die Richtigkeit feiner Angaben durch Leiſtung 
des Offenbarungseides zu erhärten; 
5. wenn für die Erfüllung des Vergleichs Sicherheit geleiftet werden ſoll, die genaue Bezeichnung 
der Sicherheiten und, falls die Sicherheit in einer Bürgſchaft beſteht, die Bürgſchaftserklärung; 
6. die Verſicherung des Schuldners, daß er eine Abſchrift des Antrags und der Anlagen zu Nr. J, 
2, 3 und 5 an alle beteiligten Gläubiger abgeſandt habe, und die Poſteinlieferungsſcheine, aus 
denen ſich die Abſendung ergibt. 

Das Verzeichnis der Gläubiger und der Schuldner hat die genauen Adreſſen anzugeben. Wohnt ein 
Gläubiger im Ausland oder iſt ſein Wohnort unbekannt, ſo iſt ſein etwaiger inländiſcher Vertreter an⸗ 
zugeben, der zur Empfangnahme von Zuſtellungen befugt iſt. Es ſind auch die Gläubiger anzuführen, deren 
Forderung der Schuldner beſtreitet, und die Schuldner, die ihre Schuld beſtreiten, unter Angabe dieſer Tat- 
ſachen. Iſt ein Gläubiger oder ein Schuldner mit dem Schuldner verwandt, oder iſt er mit ihm verheiratet 
oder verheiratet geweſen oder verſchwägert oder verſchwägert geweſen, ſo iſt dies anzugeben, ebenſo, wenn er 
mit dem Schuldner in einem Geſellſchafts- oder anderen Gemeinſchaftsverhältnis, das genau zu bezeichnen 
iſt, ſteht. 

8:5. 


Über die Zulaſſung des Antrags iſt ſofort zu entſcheiden. 

Die Zulaſſung des Antrags iſt abzulehnen, wenn der Antrag nicht den Erforderniſſen des § 4 ent: 
ſpricht, oder wenn bereits feſtſteht, daß das Vergleichsverfahren nicht zuläſſig iſt (§S 8 Nr. 2 bis 6). 

Das Gericht kann jedoch, wenn der Antrag nicht den Erforderniſſen des § 4 entſpricht, dem Schuldner 
zur Ergänzung eine Friſt beſtimmen, die eine Woche nicht überſteigen ſoll. 


§ 6. 

Wird der Antrag zugelaſſen, ſo hat das Gericht dem Schuldner eine Friſt zu beſtimmen, binnen 
welcher er die ſchriftliche Zuſtimmung zu dem Vergleichsvorſchlag von beteiligten Gläubigern beizubringen 
hat, deren Forderungen zuſammen mehr als die Hälfte des Geſamtbetrages der Forderungen der an dem 
Verfahren beteiligten ftimmberechtigten Gläubiger ausmachen. Zugleich iſt dem Schuldner, wenn ſein Ver⸗ 
mögen unter Berückſichtigung der in dem Vergleichsvorſchlag übernommenen Verpflichtungen nicht ausreicht, 
um die gerichtlichen Koſten des Verfahrens einſchließlich der einem Treuhänder zu gewährenden Vergütung 
zu decken, aufzugeben, innerhalb derſelben Friſt nachzuweiſen, daß er einen zur Deckung dieſer Koſten aus⸗ 
reichenden Geldbetrag bei der Gerichtskaſſe eingezahlt oder ſonſt hinreichend ſichergeſtellt hat. 8 

Die Friſt ſoll in der Regel zehn Tage betragen. Sie kann auf Antrag verlängert werden. 

Innerhalb der Friſt hat das Gericht die etwa für den Schuldner zuſtändige amtliche Berufsvertretung 
zu hören und die erforderlichen Ermittlungen anzuſtellen. 

Bei der Zulaſſung des Antrags iſt die Stunde, in der ſie erfolgt iſt, anzugeben. Iſt dies verſäumt 
worden, ſo gilt als Zeitpunkt der Zulaſſung die Mittagsſtunde. 

Das Gericht hat ein Verzeichnis derjenigen Schuldner zu führen, die die Eröffnung des Vergleichs⸗ 
verfahrens beantragt haben. Die Zulaſſung des Antrags iſt mit Zeitangabe einzutragen. Die Vorſchrift 
des § 915 Abſatz 3 der Zivilprozeßordnung findet auf dieſes Verzeichnis enlſprechende Anwendung. Der 

Senat kann über die Führung des Verzeichniſſes nähere Beſtimmungen treffen. 
BT, 

| Mit der Zulafjung des Antrags find alle gegen die Schuldner anhängigen, von beteiligten Gläubigern 
($ 3) betriebenen Zwangsvollſtreckungsmaßnahmen, auch ſoweit ſie in der Vollziehung eines Arreſts oder 
einer einſtweiligen Verfügung beſtehen, einſtweilen eingeſtellt. 

Von der Zulaſſung des Antrags ab können die beteiligten Gläubiger in das Vermögen des Schuldners 
keine Zwangsvollſtreckung mehr vornehmen. 

Von der Zulaſſung des Antrags ab iſt der Schuldner nicht mehr befugt, über Vermögensgegenſtände 
unentgeltlich zu verfügen, beteiligte Gläubiger zu befriedigen oder ſicherzuſtellen und dingliche Rechte oder 
andere einen Anſpruch auf Ausſonderung oder abgeſonderte Befriedigung gewährende Rechte an ſeinem 
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Vermögen einzuräumen. Zuwiderhandlungen find. unbeſchadet der Vorſchriften der SS 892, 893 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs den beteiligten Gläubigern gegenüber unwirkſam. Die Vorſchrift des § 135 
Abſatz 2 des Bürgerlichen Geſetzbuchs findet entſprechende Anwendung, es ſei denn, daß es ſich um eine 
unentgeltliche Verfügung handelt. 6 6 


Nach Ablauf der dem Schuldner nach § 6 beſtimmten Friſt entſcheidet das Gericht über die Eröffnung 
des Vergleichsverfahrens. 

Das Verfahren iſt unzuläſſig und die Eröffnung abzulehnen: 

1. wenn den Erforderniſſen des § 6 Abſatz 1 nicht genügt iſt; 

2. wenn die Vorausſetzungen des Vergleichsverfahrens nicht vorliegen ($ 1 Abſatz 1); 

3. wenn der Schuldner flüchtig iſt oder ſich verborgen hält; 

4. wenn gegen den Schuldner wegen betrüglichen Bankerotts eine gerichtliche Unterſuchung oder 
ein wieder aufgenommenes Verfahren anhängig iſt; 

5. wenn der Schuldner wegen betrüglichen Bankerotts rechtskräftig verurteilt worden iſt; 

6. wenn wichtige Gründe die Ablehnung rechtfertigen. Ein wichtiger Grund iſt insbeſondere als 
gegeben anzuſehen, wenn ein unlauteres Verhalten des Schuldners, vor allem eine Abſicht des 
Schuldners erkennbar iſt, ſich auf Koſten des Gläubigers zu bereichern. 

Bei der Ablehnung der Eröffnung des Vergleichsverfahrens iſt als wenn der Antrag auf Konkurs— 
eröffnung geſtellt wäre, zugleich über die Eröffnung des Konkursverfahrens zu beſchließen, außer wenn die 
Eröffnung aus dem Grunde des Abſatz 2 Ziffer 1 oder 2 abgelehnt iſt. 

Die Entſcheidung über die Eröffnung des Vergleichsverfahrens iſt in das im § 6 Abſatz 5 genannte 
Verzeichnis einzutragen. 8 

9. 


In dem Beſchluß, durch den das Vergleichsverfahren eröffnet wird, iſt ein Termin zur Verhandlung 
und Abſtimmung über den Vergleichsvorſchlag zu beſtimmen. Der Termin ſoll nicht ſpäter als 20 Tage nach 
der Eröffnung des Verfahrens ſtattfinden. f 

Der Schuldner und die beteiligten Gläubiger ſowie der Treuhänder und die Mitglieder des Gläubiger⸗ 
ausſchuſſes ſind zu dem Termin zu laden. 

Den Beteiligten iſt die Einſicht in die Gerichtsakten in der Gerichtsſchreiberei und die Fertigung von 
Abſchriften daraus geſtattet. Das Gericht kann ihnen auf Antrag Abſchriften gegen Erſtattung der 
Gebühren erteilen. 

$ 10. 

Bei der Eröffnung des Verfahrens hat das Gericht einen oder mehrere Treuhänder zu beſtellen. 
Von der Beſtellung eines Treuhänders kann abgeſehen werden, wenn ſie nach den beſonderen 0 
entbehrlich erſcheint. 

Der Name des Treuhänders iſt dem Schuldner und den beteiligten Gläubigern bekannt zu machen. 

Das Gericht kann einen Treuhänder entlaſſen und einen anderen Treuhänder beſtellen. 

Die Vorſchriften der SS 81 Abſatz 2, 82, 83, 84 Satz 1 und 85 der Konkursordnung finden auf 
den Treuhänder entſprechende Anwendung. 

8 11. 

Das Gericht kann aus der Zahl der Gläubiger oder der Vertreter von Gläubigern einen Gläubiger— 
ausſchuß beſtellen. Die Beſtellung kann widerrufen werden. 

Die Vorſchriften der 88 89, 90 und 91 der Konkursordnung finden entſprechende Anwendung. 


9 12 
Gegen den die Vergütung und Auslagen des Treuhänders und der Mitglieder des Gläubigerausſchuſſes 
feſtſetzenden Beſchluß findet die ſofortige Beſchwerde ſtatt. 


8 13. 

Von der Beſtellung des Treuhänders ab hat ſich der Schuldner der Aufnahme von Darlehen, des 
Eingehens von Wechſelverbindlichkeiten, des Erwerbs von Gegenſtänden auf Kredit, der Übernahme von fremden 
Verbindlichkeiten und Bürgſchaften, der Veräußerung von Gegenſtänden, ſoweit ſie nicht in den Rahmen der 
ordnungsmäßigen Fortführung des Betriebes fällt, und der Leiſtung von Zahlungen, ſoweit ſie nicht zur 
Fortführung des Betriebes unbedingt notwendig ſind, ohne Zuſtimmung des Treuhänders zu enthalten. Sind 
mehrere Treuhänder beſtellt, ſo genügt die Zuſtimmung eines Treuhänders. 

Das Gericht kann jederzeit weitere Verfügungsbeſchränkungen gegen den Schuldner anordnen und das 
Grundbuchamt um die Eintragung von Verfügungsbeſchränkungen in das Grundbuch erſuchen. Die Ein- 
tragung und Löſchung ſolcher Vermerke im Grundbuch geſchieht gebührenfrei. 
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Zuwiderhandlungen gegen die angeordneten Verfügungsbeſchränkungen find den beteiligten Gläubigern 
gegenüber unwirkſam. Die Vorſchriften der SS 892, 893 des Bürgerlichen Geſetzbuchs bleiben unberührt. 
Die Vorſchrift des S 135 Abſatz 2 des Bürgerlichen Geſetzbuchs findet entſprechende Anwendung. 

§ 14. 

Der Treuhänder hat den Vermögensſtand des Schuldners zu prüfen und ſeine Geſchäftsführung zu 
überwachen. Er iſt berechtigt, die Bücher und Geſchäftspapiere des Schuldners einzuſehen, die erforderlichen 
Auskünfte zu verlangen, ſich auch über die ihm nach § 13 zuſtehende Mitwirkung hinaus die Anteilnahme 
an der Geſchäftsführung vorzubehalten und die erforderlichen Anordnungen zu treffen. 

Der Treuhänder hat auf Erfordern dem Gericht und dem Gläubigerausſchuß jederzeit Auskunft zu er— 
teilen und in dem Vergleichstermin über die Sachlage zu berichten. Er hat dem Gericht ſofort Anzeige zu 
machen, wenn ihm Tatſachen bekannt werden, die Maßnahmen des Gerichts erfordern oder geeignet ſind, 
die Einſtellung des Verfahrens zu begründen. 

8 15. 

Der Gläubigerausſchuß hat den Treuhänder zu unterſtützen und zu überwachen. 

Die Mitglieder des Gläubigerausſchuſſes dürfen die Bücher und Geſchäftspapiere des Schuldners und 
des Treuhänders einſehen und die notwendigen Aufklärungen verlangen. Die Vorſchrift des § 14 Abſatz 2 
Satz 2 findet auf ſie entſprechende Anwendung. 

§ 16. 

Der Schuldner kann gegen Maßnahmen des Treuhänders oder des Gläubigerausſchuſſes oder einzelner 

Mitglieder des letzteren die Entſcheidung des Gerichts anrufen. Die Anrufung hat keine aufſchiebende Wirkung. 


8 Irfe 

Ein zur Teilnahme an dem Verfahren berechtigter Gläubiger, deſſen Forderung in dem Verzeichnis 
der Gläubiger übergangen iſt oder unvollſtändig oder unrichtig aufgenommen iſt, kann ſeine Forderung bis 
zum Beginn der Abſtimmung ſchriftlich oder zu Protokoll des Gerichtsſchreibers unter Angabe des Betrages 
und des Grundes anmelden. Das Verzeichnis der Gläubiger iſt nach den Anmeldungen zu ergänzen. 

8 18. 

Die Verjährung der in dem Verzeichnis der Gläubiger enthaltenen Forderungen wird durch die Zu⸗ 
laſſung des Antrags auf Eröffnung des Vergleichsverfahrens, im Falle nachträglicher Ergänzung des Ver— 
zeichniſſes durch die Anmeldung der Forderung unterbrochen. 

Die Unterbrechung der Verjährung dauert bis zur Beendigung des Vergleichsverfahrens. 


III. Vergleichstermin. 
§ 19. 

In dem Vergleichstermin wird über den Vergleichsvorſchlag verhandelt, das Stimmrecht der Forderungen 

ſoweit es beſtritten wird, feſtgeſtellt und abgeſtimmt. 
§ 20. 

Der Schuldner hat in dem Vergleichstermin zu erſcheinen. Er darf ſich nur vertreten laſſen, wenn 
er beſondere Gründe glaubhaft macht, die ihn am Erſcheinen verhindern. 

Das Gericht kann die Leiſtung des Offenbarungseides für den Schuldner dahin anordnen, 

daß er ſein Vermögen jo ſorgfältig angegeben habe, als er dazu imftande ſei, daß er ins⸗ 
beſondere keine Schulden verſchwiegen und keine erdichteten Forderungen aufgeſtellt habe. 
8 21. f 

Die Forderungen der am Verfahren beteiligten Gläubiger werden an der Hand des Gläubiger— 
verzeichniſſes erörtert; der Schuldner hat ſich über ſie zu erklären. 

Soweitßgegen eine Forderung weder der Schuldner noch ein beteiligter Gläubiger noch der Treuhänder 
Widerſpruch erhebt, gilt ſie als ſtimmberechtigt. Soweit widerſprochen wird, iſt zu erörtern, ob und zu 
welchem Betrage ein Stimmrecht gewährt werden ſoll. Einigen ſich der Schuldner, die im Termin er— 
ſchienenen Gläubiger und der Treuhänder nicht, ſo nimmt der Gläubiger, deſſen Stimmrecht ſtreitig iſt, zunächſt 
an der Abſtimmung teil. Stellt ſich heraus, daß es für das Ergebnis der Abſtimmung auf das Stimmrecht 
der beſtrittenen Forderung ankommt, ſo entſcheidet das Gericht; die Wirkung der Entſcheidung beſchränkt 
ſich auf die Frage des Stimmrechts. i 

Unter der gleichen Vorausſetzung entſcheidet das Gericht, ob und zu welchem Betrage Forderungen, 
für die abgeſonderte Befriedigung beanſprucht wird, wegen des mutmaßlichen Ausfalls ſowie aufſchiebend 
bedingten Forderungen ein Stimmrecht zu gewähren iſt. 

Der Gkrichtsſchreiber hat nach der Erörterung einer jeden Forderung das Ergebnis in das Verzeichnis 
der Gläubiger einzutragen. Soweit gegen eine Forderung weder der Schuldner noch ein an dem Verfahren 
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beteiligter Gläubiger noch der Treuhänder Widerſpruch erhoben hat, ift in dem Verzeichnis zu vermerken, 
daß die Forderung anerkannt iſt. 
8 22. 

Zum Abſchluß des Vergleichs iſt erforderlich, daß 

1. die Mehrzahl der an dem Verfahren beteiligten Gläubiger dem Vergleich zuſtimmen und 

2. die Geſamthöhe der Forderungen der zuſtimmenden Gläubiger wenigſtens drei Vierteile der 
Forderungen der an dem Verfahren beteiligten Gläubiger beträgt. 

Hat die Mehrzahl zu 1. weniger als ein Viertel aller ſtimmberechtigten Forderungen, dann genügt die 
Mehrheit zu 2. allein zum Abſchluß des Vergleichs. 

Gewährt der Vergleich nicht allen von ihm betroffenen Gläubigern gleiche Rechte, ſo iſt außerdem er— 
forderlich, daß entweder ſämtliche zurückgeſetzten Gläubiger dem Vergleich zuſtimmen, oder die Mehrzahl der 
zurückgeſetzten Gläubiger, deren Forderungen zugleich mindeſtens drei Vierteile der Geſamtſumme der For— 
derungen der zurückgeſetzten Gläubiger betragen, zuſtimmt. Das gilt jedoch nicht, wenn ein Gläubiger be— 
günſtigt werden ſoll, deſſen Geſamtforderung 300,— G nicht überſteigt. 

Jedes andere Abkommen des Schuldners mit einzelnen Gläubigern, durch welches dieſe bevorzugt 
werden, iſt nichtig. 

§ 23. 

Bei der Berechnung der Mehrheiten bleiben außer Betracht: 

J. der Ehegatte des Schuldners, wenn er für den Vergleich geſtimmt hat; 

2. derjenige, dem der Ehegatte des Schuldners innerhalb des letzten Jahres vor der Stellung des 
Antrags auf Eröffnung des Vergleichsverfahrens oder ſpäter eine Forderung gegen den Schuldner 
abgetreten hat, ſoweit das Stimmrecht auf der abgetretenen Forderung beruht, es ſei denn, daß 
die Abtretung auf einer geſetzlichen. Verpflichtung beruhte oder in Erfüllung einer früher als ein 

i Jahr vor der Stellung des Antrags auf Eröffnung des Vergleichsverfahrens eingegangenen 

Verpflichtung erfolgt iſt. 
§ 24. 

Die Zuſtimmung zu dem Vergleichsvorſchlag kann auch ſchriftlich erklärt werden. 

Die dem Schuldner gegenüber erklärte ſchriftliche Zuſtimmung (8 6 Abſatz 1) genügt, es ſei denn, daß 
ſie bis zum Beginn der Abſtimmung widerrufen wird oder der Gläubiger an der Abſtimmung in dem Ver— 
gleichstermin teilnimmt. 

Der Vergleichstermin darf einmal vertagt werden, wenn drei Vierteile der erſchienenen Gläubiger zu— 
ſtimmen und zu erwarten iſt, daß ein Vergleich zuſtande kommt. Der neue Termin iſt ſofort anzuſetzen und 
darf nur im Einverſtändnis mindeſtens derſelben Gläubigermehrheit über 2 Wochen hinaus beſtimmt werden. 


IV. Beſtätigung des Vergleichs. Wirkungen des beſtätigten Vergleichs. 
§ 25. 

Der angenommene Vergleich bedarf der Beſtätigung des Gerichts. Das Gericht entſcheidet über die 
Beſtätigung, nachdem es den Schuldner, den Treuhänder und die Gläubiger in dem Vergleichstermin oder 
in einem zu verkündenden, nicht über eine Woche hinaus anzuberaumenden Termin gehört hat. Der Be— 
ſchluß, durch den der Vergleich beſtätigt oder verworfen wird, iſt zu verkünden. 

i § 26. 
Der Vergleich iſt zu verwerfen: ö 
J. wenn ſich herausſtellt, daß das Vergleichsverfahren unzuläſſig iſt oder geworden iſt (§ 8 Abſatz 2 
Nr. 2 bis 6); . 


2. wenn der Vergleich in unlauterer Weiſe, insbeſondere durch Begünſtigung eines Gläubigers 
zuſtandegebracht worden iſt; 
3. wenn der Vergleich dem gemeinſamen Intereſſe der von ihm betroffenen Gläubiger widerſpricht 
Wird der Vergleich verworfen, ſo iſt, als wenn der Antrag auf Konkurseröffnung geſtellt wäre, 
zugleich über die Eröffnung des Konkursverfahrens zu beſchließen. 
8 27. 
Wird der Vergleich beſtätigt, ſo iſt zugleich das Vergleichsverfahren aufzuheben. Die Aufhebung hat 
folgende Wirkungen: 5 5 
1. Die Amter des Treuhänders und der Mitglieder des Gläubigerausſchuſſes endigen; 
2. ſämtliche Verfügungsbeſchränkungen verlieren für die Zukunft ihre Kraft; 
3. der Gläubiger eines Rechtes, das nach $ 3 Abſatz 2 und 3 für das Vergleichsverfahren als 
nicht erworben gilt, kann ſich auf das erlangte Recht weder gegenüber dem Schuldner noch 


gegenüber einem beteiligten Gläubiger berufen, ſoweit nicht nach dem Inhalt des Vergleichs 
etwas anderes beſtimmt iſt; a 
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4. ein Antrag auf Eröffnung des Konkursverfahrens, über den die Entſcheidung nach § 1 Abſatz 2 
ausgeſetzt war, gilt als nicht geſtellt. 

Das Gericht kann die zur Durchführung der im Abſatz 1 unter Nr. 2 und 3 bezeichneten Wirkungen 
erforderlichen Anordnungen treffen, insbeſondere auch das Grundbuchamt um die Eintragung von Wider⸗ 
ſprüchen und Löſchungen in das Grundbuch erſuchen. Die Eintragungen in das Grundbuch geſchehen 
gebührenfrei. 

Die Beſtätigung des Vergleichs iſt unter kurzer Angabe ſeines weſentlichen Inhalts in das im § 6 
Abſatz 5 genannte Verzeichnis einzutragen. 

8 28. 

Der beſtätigte Vergleich wirkt für und gegen alle beteiligten Gläubiger ($ 3). Er wirkt auch für und 
gegen die im § 63 unter Nr. 4 der Konkursordnung genannten Forderungen. 

Die Rechte der Gläubiger gegen Mitſchuldner und Bürgen des Schuldners, ſowie die Rechte aus 
einem für die Forderung beſtehenden Pfandrecht, aus einer für ſie beſtehenden Hypothek, Grundſchuld oder 
Rentenſchuld oder aus einer zu ihrer Sicherung eingetragenen Vormerkung werden unbeſchadet der Vor⸗ 
ſchriften des $ 27 Abſatz 1 Nr. 3 durch den Vergleich nicht berührt. 

Die für die Zeit von der Zulaſſung des Antrags auf Eröffnung des Vergleichsverfahrens bis zur 
Beſtätigung des Vergleichs laufenden Zinſen der von dem Vergleich betroffenen Forderungen ſowie die 
Koſten, welche von dem Vergleich betroffenen Gläubigern durch die Teilnahme an dem Verfahren oder durch 
eine nach dem § 7 Abſatz 1 und 2 wirkungslos werdende Vollſtreckungsmaßnahme erwachſen ſind, gelten 
mit der Beſtätigung des Vergleichs als erlaſſen, wenn nicht der Vergleich etwas anderes beſtimmt. 

Aus dem beſtätigten Vergleich in Verbindung mit einem Auszug aus dem Gläubigerverzeichnis findet 
wegen der darin als anerkannt vermerkten Forderungen gegen den Schuldner und gegen die Perſonen, die 
in dem Vergleich für ſeine Erfüllung neben dem Schuldner ohne Vorbehalt der Einrede der Voraus⸗ 
klage Verpflichtungen übernommen haben, die Zwangsvollſtreckung unter entſprechender Anwendung der SS 724 
bis 793 der Zivilprozeßordnung ſtatt. Der 8 164 Abſatz 3 der Konkursordnung gilt entſprechend. 


8 29. 

Die Vorſchrift des § 195 der Konkursordnung gilt auch für den in dieſem Verfahren geſchloſſenen 
Vergleich. 

Hinſichtlich der nachträglichen Aufhebung von Wirkungen des Vergleichs findet die Vorſchrift des 
§ 197 der Konkursordnung entſprechende Anwendung mit der Maßgabe, daß die Aufhebung der Wirkungen 
auch eintritt durch die rechtskräftige Verurteilung des Schuldners wegen vorſätzlicher Verletzung der Eides⸗ 
pflicht bei Leiſtung des ihm nach $ 20 auferlegten Eides. 

In Bezug auf die Anfechtung des Vergleichs findet die Vorſchrift des § 196 der Konkursordnung 
entſprechende Anwendung. 

V. Einſtellung des Verfahrens. 
Ss 30. 

Das Vergleichsverfahren ift einzustellen, wenn ſich herausſtellt, daß es unzuläſſig iſt oder geworden 
iſt, ($ 8 Abſatz 2. Nr. 2 bis 6) oder der Schuldner die Einſtellung beantragt. 

Das Vergleichsverfahren kann nach Anhörung des Schuldners, des Treuhänders und des Gläubiger⸗ 
ausſchuſſes eingeſtellt werden: 

1. wenn der Schuldner die ihm durch dieſes Geſetz oder durch Anordnung des Gerichts auferlegten 
Beſchränkungen ſeiner Handlungsfreiheit nicht beachtet, ſeinen Obliegenheiten gegenüber dem 
Treuhänder oder einem Mitgliede des Gläubigerausſchuſſes nicht nachkommt oder ſonſt durch 
ſein Verhalten die Intereſſen der Gläubiger erheblich gefährdet; 

2. wenn der Schuldner in dem Vergleichstermin ohne ausreichenden Grund nicht erſcheint oder die 
Leiſtung des Offenbarungseides verweigert; 

3. wenn ſich im Vergleichstermin die zum Abſchluß des Vergleichs erforderliche Mehrheit nicht 
ergibt und der Vergleichstermin nicht vertagt wird. 

Die Einſtellung des Vergleichsverfahrens iſt in das im 8 6 Abſatz 5 genannte Verzeichnis einzutragen. 

$ 31. 

Bei der Einſtellung des Vergleichsverfahrens iſt, als wenn der Antrag auf Konkurseröffnung geſtellt 
wäre, zugleich über die Eröffnung des Konkursverfahrens zu entſcheiden. 

Der Beſchluß iſt dem Schuldner, dem Treuhänder und den beteiligten Gläubigern zuzuſtellen. 

Wird die Eröffnung des Konkursverfahrens abgelehnt, ſo verlieren mit der Rechtskraft des Beſchluſſes 
alle durch das Vergleichsverfahren eingetretenen Beſchränkungen des Schuldners und der beteiligten 


Gläubiger (88 7, 13) ihre Wirkung, und es endigen die Amter des Treuhänders und der Mitglieder des 
Gläubigerausſchuſſes. 
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VI. überleitung des Vergleichsverfahrens in das Konkursverfahren. 
8 32. 

Wird bei der Ablehnung der Zulaſſung des Antrags auf Eröffnung des Vergleichs verfahrens, bei der 
Ablehnung der Eröffnung des Vergleichsverfahrens, bei der Verwerfung des Vergleichs oder bei der Ein- 
ſtellung des Vergleichsverfahrens das Konkursverfahren eröffnet, jo gelten die Vorſchriften der 88 33 bis 34. 
x 8 33. 

Die durch das Vergleichsverfahren nach den §8 3 Abſatz 4, 5, 7 und 13 eingetretenen Beſchränkungen 
des Schuldners und der Gläubiger bleiben wirkſam. i 

§ 34. 

Soweit die Anfechtbarkeit einer Rechtshandlung im Konkurſe von der Kenntnis des Antrags auf Er— 
öffnung des Konkursverfahrens abhängt, ſteht die Kenntnis des Antrags auf Eröffnung des Vergleichs 
verfahrens der Kenntnis des Antrags auf Eröffnung des Konkursverfahrens gleich. 

In die in den 88 31 Nr. 2, 32, 33, 55 Ziffer 3 und 183 Abſatz 2 Satz 2 der Konkursordnung 
bezeichneten Friſten wird die ſeit der Eröffnung des Vergleichsverfahrens verſtrichene Zeit nicht eingerechnet. 


8 35. 

Der Anſpruch des Treuhänders auf Erſatz ſeiner Auslagen und auf Vergütung gehört zu den Maſſe— 
koſten im Sinne des $ 58 Nr. 2 der Konkursordnung. 

i 8 36. 

Zu den Maſſeſchulden im Sinne des § 59 Nr. 1 der Konkursordnung gehören Anſprüche auf Dar- 
lehen, die der Schuldner während der Dauer des Vergleichsverfahrens zur Fortführung ſeines Geſchäfts, 
insbeſondere zur Bezahlung von Löhnen oder ähnlichen Forderungen, oder im Intereſſe des Zuſtandekommens 
oder der Ausführung eines Vergleichs, insbeſondere zur Befriedigung von Kleingläubigern, mit Genehmigung 
des Treuhänders aufgenommen hat. 

VII. Beſondere Beſtimmungen. 


§ 37. 

Das Vergleichsverfahren kann auch zum Zweck der Abwendung des Konkurſes über das Vermögen 
der in den SS 207, 209 und 213 der Konkursordnung genannten Geſellſchaften, juriſtiſchen Perſonen und 
Vereinen, ſowie der Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung ſtattfinden. 

Die Einleitung des! Vergleichsverfahrens nach der Auflöſung iſt unzuläſſig. 

§ 38. 

Der Antrag auf Eröffnung des Vergleichsverfahrens zur Abwendung des Konkurſes über das Geſell— 
ſchaftsvermögen einer offenen Handelsgeſellſchaft, einer Kommanditgeſellſchaft oder einer Kommanditgeſellſchaft 
auf! Aktien muß vonFallen perſönlich haftenden Geſellſchaftern geſtellt werden. 

Soweit es in dem Vergleichsverfahren auf Umſtände ankommt, die in der Perſon des Schuldners 
begründet ſind, genügt es, wenn ein die Ablehnung der Eröffnung, die Verwerfung des Vergleichs 
oder die Einſtellung des Verfahrens rechtfertigender Grund in der Perſon eines perſönlich haftenden 
Geſellſchafters, in den Fällen des § 30 Abſatz 2 Nr. 1 und 2 in der Perſon eines zur Vertretung berech- 
tigten Geſellſchafters? vorliegt. Die Einſtellung des Verfahrens kann von jedem perſönlich haftenden 
Geſellſchafter beantragt werden. 

Der Vergleich begrenzt, wenn er nicht anderes beſtimmt, zugleich den Umfang der perſönlichen Haftung 


der Geſellſchafter. 
8 39. 


In dem Vergleichsverfahren über das Privatvermögen eines perſönlich haftenden Geſellſchafters einer 
offenen Handelsgeſellſchaft, einer Kommanditgeſellſchaft oder einer Kommanditgeſellſchaft auf Aktien ſind die 
Geſellſchaftsgläubiger, wenn über das Geſellſchaftsvermögen das Vergleichsverfahren oder Konkursverfahren 
eröffnet worden iſt, nur in Höhe des Betrags beteiligt, für den ſie in dem Verfahren über das 
Geſellſchaftsvermögen keine Befriedigung erhalten. 8 21 Abſatz 3 findet entſprechende Anwendung. 

Wird während der Dauer eines Vergleichsverfahrens über eine offene Handelsgeſellſchaft, eine 
Kommanditgeſellſchaft oder eine Kommanditgeſellſchaft auf Aktien das Konkursverfahren über das Vermögen 
eines perſönlich haftenden Geſellſchafters eröffnet, jo finden die Vorſchriften des 8 212 der Konkursordnung 


entſprechende Anwendung. 8 40 


Ein Vergleichsverfahren zum Zweck der Abwendung des Konkurſes findet nicht ſtatt: 
a) über einen Nachlaß; 
b) über das Geſamtgut einer fortgeſetzten Gütergemeinſchaft; 
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c) für die den Vorſchriften des Geſetzes betr. die Erwerbs- und Wirtſch ee in der 
Faſſung der Bekanntmachung vom 20. Mai 1898 (Reichsgeſetzbl. S. 810) unterliegenden 
Genoſſenſchaften; 

d) für ſolche Verſicherungsunternehmungen, die der Beaufſichtigung nach Maßgabe des Geſetzes 
über die privaten Verſicherungsunternehmungen vom 12. Mai 1901 (Reichsgeſetzbl. S. 139) 
unterliegen. 

5 VIII. Straf- und Schlußbeſtimmungen. 
8 41. 2 

Wer in einem Verfahren auf Herbeiführung eines Vergleichs zur Abwendung des Konkurſes 
erdichtete Forderungen geltend macht, um ſich oder einem anderen einen Vermögensvorteil zu verſchaffen, 
wird mit Zuchthaus bis zu 10 Jahren, bei mildernden Umſtänden mit Gefängnis oder mit Geldſtrafe 
beſtraft. 

Wer vorſätzlich das Verzeichnis der Gläubiger oder der Schuldner (§ 4 Abſatz 2) unvollſtändig oder 
unrichtig anfertigt, wird mit Gefängnis bis zu einem Jahr oder mit Geldſtrafe beſtraft. 

8 42. 

Ein Gläubiger, der ſich beſondere Vorteile dafür gewähren oder verſprechen läßt, daß er bei der Ab— 
ſtimmung über den Vergleichsvorſchlag in einem beſtimmten Sinne ſtimmt, wird mit Gefängnis bis zu 
einem Jahre oder mit Geldſtrafe beſtraft. 

8 43. 

Das Geſetz betreffend die Anfechtung von Rechtshandlungen eines Schuldners außerhalb des Konkurſes 
in der Faſſung der Bekanntmachung vom 20. Mai 1898 (Reichsgeſetzbl. S. 739) wird dahin geändert: 

Der 8 3 erhält folgenden zweiten Abſatz: 

„In die Friſten wird die Zeit nicht eingerechnet, während der ein Verfahren auf Herbeiführung eines 
Vergleichs zum Zwecke der Abwendung des Konkurſes anhängig war.“ 

§ 44. 

Für das Vergleichsverfahren wird die Hälfte der im § 8 des Deutſchen Gerichtskoſtengeſetzes beſtimmten 
Gebühr erhoben. Wird das Vergleichsverfahren in das Konkursverfahren übergeleitet, ſo wird dieſe Gebühr 
auf die im § 42 des Deutſchen Gerichtskoſtengeſetzes beſtimmte Gebühr angerechnet. 

Für die Wertberechnung gilt die Vorſchrift des § 43 des Deutſchen Gerichtskoſtengeſetzes entſprechend. 
Im übrigen finden die Vorſchriften der SS 16, 18 und 19 und des 5. bis 7. Abſchnitts des Deutſchen 
Gerichtskoſtengeſetzes entſprechende Anwendung. 

Der Rechtsanwalt erhält für die Tätigkeit im Vergleichsverfahren die Sätze des § 9 der Gebühren— 
ordnung für Rechtsanwälte. Die Gebühr verringert ſich um die Hälfte, wenn ſich die Vertretung vor dem 


Vergleichstermin erledigt. Die Vorſchriften des 1. und 5. bis 7. Abſchnitts der Gebührenordnung für 
Rechtsanwälte finden entſprechende Anwendung. 


8 45. 
Dieſes Geſetz tritt mit der Verkündung in Kraft. 
Danzig, den 30. März 1926. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Sahm. Dr. Schwartz. 
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